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der Eheschließung wirksam; sie ist dann unwiderruflich. Kin­
der erhalten den gemeinsamen Familiennamen.

(2) Liegt ein berechtigtes Interesse vor, kann einem Ehe­
gatten bei Eheschließung das Recht eingeräumt werden, dem 
gewählten gemeinsamen Familiennamen seinen bisherigen 
Familiennamen hinzuzufügen. Über entsprechende Anträge, 
die im Zusammenhang mit dem Antrag auf Eheschließung 
zu stellen und zu begründen sind, entscheidet das für das 
Standesamt, bei dem die Ehe geschlossen werden soll, zu­
ständige Fachorgan des Rates des Kreises.

§12

(1) Die Eheschließung erfolgt im Standesamt oder in beson­
ders dafür durch die zuständigen Räte bestimmten Räumlich­
keiten. Die Standesämter oder Räumlichkeiten, in denen die 
Eheschließungen vorgenommen werden, haben durch eine 
würdige Ausgestaltung den staatlichen und festlichen Cha­
rakter der Eheschließung zu repräsentieren.

(2) Die Eheschließung ist in einer ihrer Bedeutung ent­
sprechenden würdigen Form vorzunehmen. An der Ehe­
schließung können auf Wunsch der Eheschließenden Ange­
hörige, Freunde und Arbeitskollegen teilnehmen.

§13

(1) Die Eheschließenden sind einzeln und nacheinander bei 
gleichzeitiger Anwesenheit zu befragen, ob sie die Ehe mit­
einander eingehen und den gewählten gemeinsamen Familien­
namen führen wollen. Wird diese Frage bejaht, ist in Gegen­
wart der Eheschließenden die Eintragung im Ehebuch durch 
Unterschrift des Leiters des Standesamtes bzw. seines Stell­
vertreters abzuschließen.

(2) Die Eintragung ist den Ehegatten zur Kenntnis zu geben. 
Die Ehegatten überzeugen sich von der Richtigkeit der Ein­
tragung und haben dies durch ihre Unterschrift zu bestätigen.

§14

Die Standesämter sind berechtigt, in Vorbereitung oder in 
Verbindung mit der Eheschließung Erklärungen über die An­
erkennung der Vaterschaft zu beurkunden.

Anzeige des Todes 

§15

(1) Der Tod einer Person ist dem Standesamt, in dessen 
Zuständigkeitsbereich er eingetreten ist, innerhalb von 
48 Stunden anzuzeigen. Ist der letzte Tag der Frist ein Sonn­
abend, Sonntag oder ein gesetzlicher Feiertag, endet die Frist 
mit dem Ablauf des darauffolgenden Arbeitstages.

(2) Zur Anzeige sind verpflichtet:

1. der nächste Angehörige;
2. die Person, in deren Wohnung sich der Sterbefall ereignet 

hat;
3. jede Person, die beim Sterbefall zugegen war oder aus 

eigenem Wissen hiervon unterrichtet ist.
Eine Anzeigepflicht besteht nur, wenn eine in der Reihenfolge 
vorher genannte Person nicht vorhanden oder verhindert ist.

(3j Ist der Tod in einer Einrichtung des Gesundheits- und 
Sozialwesens eingetreten, ist der Leiter dieser Einrichtung 
oder ein von ihm Beauftragter zur Anzeige verpflichtet. Ver­
fügen sie nicht über die gemäß § 16 Ziff. 2 vorzulegenden Do­

kumente, haben sie die Sterbefallanzeige aüszufertigen und 
diese mit dem Totenschein den zur Anzeige verpflichteten 
Angehörigen zu übergeben.

(4) Der zur Anzeige Verpflichtete kann eine Bestattungs­
einrichtung mit der Anzeige des Sterbefalles beauftragen.

(5) Ist dem Leichenschauarzt bzw. dem Obduzenten kein 
zur Anzeige Verpflichteter oder kein von diesem Beauftrag­
ter bekannt oder kann er keinen der Genannten erreichen, 
ist der für den Sterbeort zuständige Rat des Kreises, Abtei­
lung Gesundheits- und Sozialwesen, zur Anzeige des Sterbe­
falles verpflichtet.

§16

Bei der Anzeige des Sterbefalles sind vorzulegen:
1. der Totenschein;

2. der Personalausweis, der Paß bzw. das für die Legitima­
tion gültige Dokument oder die Geburtsurkunde des Ver­
storbenen und — falls er zum Zeitpunkt des Todes ver­
heiratet war — die Eheurkunde sowie gegebenenfalls der 
Nachweis über die Beendigung der letzten Ehe.

Anzeige und Beurkundung 
in besonderen Fällen

§ 1 7

(lj Die Geburt eines Kindes oder der Tod einer Person an 
Bord eines Seeschiffes der Deutschen Demokratischen Re­
publik während der Reise ist durch den Kapitän in Anwesen­
heit eines Schiffsoffiziers spätestens am Tag nach der Geburt 
oder dem Tode in das Schiffstagebuch einzutragen. Von den 
Eintragungen im Schiffstagebuch sind 2 vom Kapitän beglau­
bigte Abschriften dem Seefahrtsamt der Deutschen Demokra­
tischen Republik zuzuleiten. Das Seefahrtsamt der Deutschen 
Demokratischen Republik hat eine der beglaubigten Abschrif­
ten dem Standesamt I Berlin — Hauptstadt der Deutschen De­
mokratischen Republik — zu übersenden.

(2) Die Beurkundung erfolgt durch das Standesamt I Ber­
lin — Hauptstadt der Deutschen Demokratischen Republik.

§18

(lj Sind Anhaltspunkte für einen nichtnatürlichen Tod vor­
handen, ist die Todesart nicht aufgeklärt oder handelt es sich 
um einen unbekannten Toten, ist zur Anzeige des Sterbefalles 
beim Standesamt gemäß § 15 Abs. 1 die zuständige Dienststelle 
der Deutschen Volkspolizei verpflichtet, nachdem der Staats­
anwalt die Leiche zur Bestattung freigegeben hat.

(2j Das Ministerium des Innern oder das für das Personen­
standswesen zuständige Fachorgan des Rates des Bezirkes 
kann sich die Erstattung der Anzeige in den im Abs. 1 ge­
nannten Fällen Vorbehalten und bestimmen, bei welchem 
Standesamt die Beurkundung erfolgen soll.

§19

Die Geburt, die Eheschließung oder der Tod eines Bürgers 
der Deutschen Demokratischen Republik im Ausland kann 
beim Standesamt I Berlin — Hauptstadt der Deutschen Demo­
kratischen Republik — beurkundet werden.

§20

Kann der Personenstand einer Person nicht festgestellt 
werden, bestimmt das für das Personenstandswesen zustän-


